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			1. Einleitung


			Die Praxis zeigt, dass keineswegs jedem mit der Bearbeitung von Strafsachen befassten Kriminalisten die praktische Polizeiarbeit am Tatort eines Kapitalverbrechens hinlänglich geläufig ist.


			Dies gilt insbesondere für den jungen, noch berufsunerfahrenen Kriminalisten, der ohne eine gewisse Orientierungshilfe kaum in der Lage sein wird, seinen Aufgaben am Tatort gerecht zu werden.


			1994 kam es durch einen verhängnisvollen Beschluss des Berliner Senats zur Abwicklung der Sektion Kriminalistik an der Humboldt-Universität zu Berlin. Die gelieferte Begründung


			– kein Bedarf –


			ist anerkanntermaßen objektiv nicht nachvollziehbar.


			Mit dieser Abwicklung wurde die akademische Ausbildung von Fachleuten auf dem Gebiet der Kriminalitätsbekämpfung gleich mit abgewickelt, sodass es derzeit in Deutschland bezüglich der Leitung komplexer Prozesse in der Kriminalitätsbekämpfung keinen adäquaten Nachwuchs gibt.


			Zweifelsfrei steht fest, dass der Diplom-Kriminalist die Arbeit der Spezialisten nicht ersetzen kann.


			Zweifelsfrei steht aber auch fest, dass seine Fachkenntnis im juristischen, kriminaltechnischen, medizinischen, psychologischen und psychiatrischen Bereich einen erheblichen Ermittlungsvorsprung gewährleisten. Diplom-Kriminalisten sind aufgrund ihrer fundierten Ausbildung in der Lage, bereits anhand des vorgefundenen Spurenbildes Schlüsse zu ziehen, die es ermöglichen, die notwendigen Ermittlungshandlungen zielgerichtet einleiten zu können.


			Die Inaugenscheinnahme der Ausbildungsinhalte im Fachgebiet Kriminalistik an den Fachhochschulen Deutschlands erlauben den Schluss, dass kein Absolvent dieser Bildungseinrichtungen in der Lage ist, den komplexen Anforderungen gerecht zu werden. Diese Absolventen sind darauf angewiesen, sich das notwendige Wissen nach der Methode


			– learning by doing –


			anzueignen und dabei auf die Unterstützung erfahrener Kollegen (die Zahl derer mit akademischer Ausbildung sinkt naturgegeben) angewiesen.


			Jeder erfahrene Kriminalist weiß um die Wichtigkeit des sogenannten Ersten Angriffs. Fehler oder Versäumnisse in dieser Phase sind nur schwer, wenn nicht niemals, auszubessern. Junge Kollegen, die zum ersten Mal zu einem Gewaltverbrechen eingesetzt werden, werden mit dieser Situation zwangsläufig nur schwer zurechtkommen. Unter Umständen sehen sie zum ersten Mal in ihrem Leben einen menschlichen Leichnam.


			Ohne entsprechende Bildung der Kriminalisten in der praktischen kriminalpolizeilichen Arbeit, der Kriminaltechnik und der anderen Kriminalwissenschaften, aber auch in der Rechtsmedizin ist eine erfolgreiche Verbrechensbekämpfung deutlich erschwert, wenn nicht gänzlich unmöglich.


		




		

			2. Tatort


			Neben der in § 9 StGB enthaltenen gesetzlichen Definition des „Orts der Tat“ sind in der kriminalistischen Fachliteratur eine Vielzahl unterschiedlichster Begriffe gebräuchlich, die nach Meinung des jeweiligen Verfassers erklären sollen, was unter dem Begriff „Tatort“ zu verstehen ist.


			

					
Ein Tatort ist ein Ereignisort, an dem eine Straftat vollständig oder in einzelnen bestimmenden Begehungselementen verübt wurde, also der Ort, an dem der Täter gehandelt hat oder im Falle des Unterlassens hätte handeln müssen oder an dem der zum Tatbestand gehörende Erfolg eingetreten ist oder nach der Vorstellung des Täters eintreten sollte. Dieser Begriff sollte immer Anwendung finden, wenn der Verdacht einer Straftat begründet ist.
Bei Mittäterschaft ist es der Ort, an dem auch nur einer der Mittäter gehandelt hat.
Bei mittelbarer Täterschaft ist es der Ort der Einwirkung des Tatmittlers als auch der Wirkungsort des bestimmenden Hintermannes, also des mittelbaren Täters selbst.
(Definition des Autors)



			


			All diese Umschreibungen treffen mehr oder weniger umfassend den Kern der Sache; eine einheitliche kriminalistische Definition gibt es jedoch nicht. Dabei kommt dem Tatort gerade bei Kapitalverbrechen ein besonders hoher Stellenwert zu.


			Nach kriminalistischer Erfahrung kann als Tatort der Ort bezeichnet werden, an dem der Täter vor, während und nach der Tat gehandelt hat oder gehandelt haben müsste und dabei zur Verbrechensaufklärung geeignete Spuren hinterlassen hat.


		




		

			3. Spurenbegriffe


			3.1. Spuren


			Sind im kriminaltechnischen Sinne sichtbare oder latente materielle Veränderungen, die im Zusammenhang mit der Tat entstanden sind und zu deren Aufklärung beitragen können.


			3.2. Spurenkomplexe


			Mehrere, z.B. am bekleideten und mit Klebeband gefesselten Opfer vorhandene unterschiedliche kriminaltechnische Spuren, wie Textilfaser-, DNA-, Haar-, Material- und daktyloskopische Spuren.


			3.3. Trugspuren


			nicht im Zusammenhang mit der Tat entstandene Spuren. Sie können sich am Opfer als DNA- und Textilfaserspuren oder in der Umgebung als daktyloskopische Spuren befinden. Sie sind tückisch und können die Ermittlungen leicht in die falsche Richtung führen, weshalb es wichtig ist, sie frühzeitig zu erkenn und auszuscheiden.


			Geschieht das nicht, könnten sie im weiteren Verlauf des Ermittlungsverfahrens (EV) zu fatalen Folgen führen – man denke nur an eine durch eine Trugspur ausgelöste verdachtsunabhängige Reihenuntersuchung.


			Typische Verursacher von Trugspuren sind, vom Geschädigten abgesehen, z.B. Auffinder des Opfers, Nachbarn, Neugierige, Rettungskräfte, Polizei- und Kriminalbeamte, die den Tatort ohne Spurenschutz betreten haben.


			**Achtung: Die gefährlichsten Spuren sind die selbst gelegten!**


			3.4. Fingierte Spuren


			vom Täter in der Absicht verursacht, von sich abzulenken bzw. eine Straftat vorzutäuschen.


			Angetroffen wird z.B. ein vermeintlicher Raubmordtatort mit entsprechendem Spurenbild. Tatsächslich kann aber auch ein Täter mit enger Beziehung zum „Mord-Opfer“ den Tatort entsprechend verändert haben, um von sich abzulenken.


			Bei diesem Tätertyp wird nicht selten ein derart von Trauer geprägtes Verhalten festzustellen sein, dass ein Einbeziehen dieser, ggf. auch noch tatortberechtigten Person in den Kreis der Tatverdächtigen für den unerfahrenen Ermittlungsbeamtengeradezu absurd erscheint.


			**Achtung: Fingierte Spuren sind nicht mit Spuren zu verwechseln, die als Situationsfehler beschrieben werden!**


			3.5. Spurenverursacher


			können Menschen, Tiere, Gegenstände oder auch die Umwelt sein. Durch wechselseitige Übertragung kann ein Spurenverursacher auch Spurenträger sein.


			Auch wenn die Spur am Tatort in einem relevanten Bereich gefunden und gesichert wurde, muss der Urheber nicht zwingend der Täter gewesen sein. Bis zum Gegenbeweis sollte deshalb immer nur vom Spurenverursacher gesprochen werden.


			**Achtung: In diesem Zusammenhang kommt der Tatortabsicherung eine besondere Bedeutung zu. Neben den tatsächlich berechtigten Personen (Staatsanwalt, Ermittlungsbeamte, Spurensicherung) kommen häufig Pseudo-Berechtigte (örtliche „Würdenträger“ { etwas spöttisch als Spurenvernichtungskommission bezeichnet }) hinzu, die auf Grund ihrer Position grundlos davon ausgehen, den Tatort ebenso inspizieren zu dürfen.**


			3.6. Spurenträger


			Menschen, Gegenstände (z.B. auch Pflanzen) oder im Einzelfall auch Tiere, an denen sich eine Spur befindet.


			Falls möglich, sollte der Spurenträger immer im Original gesichert und so schnell wie möglich der Untersuchungsstelle zugeleitet werden.


			Ist die nicht möglich, ist eine akribische Beschreibung und die fotografische Dokukentation unabdingbar.


			

					Spuren können in Formspuren (z.B. daktyloskopische Spuren, Werkzeugspuren, Schusswaffenspuren), Materialspuren (z.B. Schmauchspuren, Faserspuren), Situationsspuren (z.B. Verteilungsmuster von Blutspuren, Blutschatten) und Gegenstandsspuren ((z.B. Beweismittel, Raubgut,), also Gegenstände, die bei einer Durchsuchung gefunden werden oder vom Täter am Tatort zurückgelassen wurden, unterteilt werden.


			


			Es muss darauf hingewiesen werden, dass keine Spurenart nur für sich selbst betrachtet werden kann. Es gibt immer mehr oder weniger komplexe Zusammenhänge.


		




		

			4. Spuren – eine theoretische Betrachtung


			Eine herausragende Position der kriminalistisch relevanten materiellen Erscheinungen stellen die kriminalistischen Spuren dar.


			Sie sind relativ beständige Ergebnisse von Wirkungen, die im Zusammenhang mit einem kriminalistisch relevanten Ereignis eingetreten sind und Informationen über dieses Ereignis gespeichert enthalten.


			Die Unterscheidung zwischen direkt wahrnehmbaren und latenten Spuren hat erhebliche praktische Bedeutung.


			So ist der optischen Wahrnehmung des Menschen nur elektromagnetische Strahlung im Bereich von etwa 4000 bis etwa 8000 nm („sichtbares Licht“) zugänglich.


			Die Erweiterung dieser natürlichen (durchschnittlichen) Grenzen der sinnlichen Wahrnehmung des Menschen für die Zwecke der Spurensuche geschieht durch die Inanspruchnahme naturwissenschaftlicher Verfahren, Methoden und Mittel.


			Der Grenzverlauf zwischen Wahrnehmbarkeit und Latenz von Spuren hängt aber nicht nur von den physiologischen Durchschnittswerten der Wahrnehmungsfähigkeit in den einzelnen Sinnessektoren ab, sondern auch von den individuellen Besonderheiten des einzelnen Menschen ab.


			Im übrigen lassen sich viele der als latent bezeichneten Spuren durch einfachste Verfahren wahrnehmbar machen (z.B. durch Betrachten einer polierten Fläche, die „latente“ Fingerabdrücke aufweist, unter einem bestimmten Winkel, Einsatz von Schräglicht).


			Auf eine in ihrer Bedeutung innerhalb der kriminalistischen Praxis kaum zu überschätzende Kategorie muss mit Nachdruck hingewiesen werden: auf die sogenannten Mikrospuren.


			Ihre Bedeutung ergibt sich nicht zuletzt daraus, dass ihr Zustandekommen für den Täter unvermeidlich erfolgt und sie für ihn selbst latent bleiben, so dass er praktisch keine Möglichkeiten zur nachträglichen Spurenvernichtung (im Sinne einer Verschleierungshandlung) hat, während sie grundsätzlich für den Kriminalisten auffindbar und mit hohem Informationswert auswertbar sind.


			Ein weiterer Aspekt darf an dieser Stelle nicht unerwähnt bleiben. Auf Grund ihrer Struktur sind Mikrospuren allerdings auch die ersten Spuren, die durch direkte oder indirekte Umwelteinflüsse (unprofessionelles Vorgehen der Ermittlungsbeamten, klimatische Einflüsse, Handlungen durch andere beteiligte Personen) an Aussagewert verlieren, in besonders drastischen Fällen als Spuren für immer verloren gehen.


			Für den Prozess der Entstehung der materiellen Beweise offenbaren sich allgemeine Gesetzmäßigkeiten:


			

					Es existiert eine gesetzmäßige Wiederholbarkeit der Entstehung von materiellen Beweisen.
(Wenn z.B. ein Schuß abgefeuert wird, so prägen sich auf der Hülse, die durch den Druck der Pulvergase gegen den Stoßboden gepresst wird, die Eigenschaften des Mikroreliefs dieses Stoßbodens auf, während sich auf dem Geschossmantel beim Durchtritt durch den Lauf die Züge und Felder und ihr Mikrorelief widerspiegeln.
Dies geschieht gesetzmäßig und wiederholbar.


			


			

					Zwischen den Taten und Aktionen des Täters und dem Eintreten des kriminellen Resultats derartiger Handlungen besteht ein gesetzmäßiger Zusammenhang.
(So ist das kriminelle Resultat einer vorsätzlich begangenen tödlichen Schussverletzung z.B. die Existenz der Schusswaffe und der entsprechenden Munition)


			


			

					Die Entstehung eines Beweissystems aus einzelnen Beweisen, von Beweisketten, in denen jeder Beweis nicht isoliert, sondern in Verbindung mit anderen Beweisen existiert, ist gesetzmäßig.


			


			

					Das Verschwinden von Beweisen ist gesetzmäßig. Die Beständigkeit (Dauerhaftigkeit in der Zeit) von materiellen Spuren ist relativ und hängt von vielen Faktoren ab.


			


			Prinzipiell gilt, dass möglichst alle vorhandenen Spurenarten gesucht und gesichert werden, vorrangig natürlich solche, mit deren Hilfe eine Identifizierung des Täters ermöglicht wird.


			Bei der Spurensuche und -sicherung sind sowohl der Entstehungsmechanismus jeder Spur als auch ihre Stellung im gesamten Handlungsablauf festzustellen.


			Von besonderer Bedeutung sind dabei Spurenüberkreuzungen. Dabei ist zu beachten, dass beide Spuren einer Überkreuzung von unterschiedlicher Art sein können.


			Die gedankliche Rekonstruktion des möglichen Vorgehens des Täters erlaubt die Feststellung, wo sich Spuren befinden müssen. (ist dies dann nicht der Fall, ist es bereits ein deutlicher Hinweis auf die kriminelle Vorgehensweise des Täters {kriminelle Energie})


			**Achtung: Es ist falsch, bei einem bestimmten Spurenaufkommen auf die weitere Spurensuche zu verzichten, weil sie als zu zeitaufwendig eingeschätzt wir, mit größeren Schwierigkeiten verbunden ist oder sie als überflüssig betrachtet wird.


			Auch wenn nicht alle Spuren ausgewertet werden sollten, können sich bei der weiteren Suche und Sicherung wichtige Hinweise auf den Täter ergeben.**


			Von besonderer Bedeutung ist die Dokumentation des Tatortes und der Lage der zu sichernden Spuren, da mit ihrer Hilfe auch nach mehreren Jahren noch Sachverhalte beweiskräftig rekonstruierbar sein müssen (Tatortfotografie – Übersichts-, Nah- und Detailaufnahmen)


		




		

			5. Spuren – besondere Aspekte


			Erste Maßnahme, insbesondere bei Tatorten von Kapitalverbrechen, ist die Sicherung von Faserspuren, da diese besonders anfällig für Veränderungen und Zerstörungen sind. Auf Grund der Tatsache, dass Faserspuren mit dem bloßen Auge nicht oder nur sehr selten wahrnehmbar sind, ist eine großflächige Sicherung relevanter Tatortbereiche erfolgversprechend. Da dieses Vorgehen jedoch zugleich zu einer Beeinträchtigung anderer Spurenarten führen kann, muss dabei mit größter Sorgfalt vorgegangen werden. Gegebenenfalls ist sogar im Rahmen einer Prioritätenabwägung zu entscheiden, welchen Spuren als mutmaßlich aussagekräftiger bzw. wahrscheinlicher der Vorzug zu geben ist.


			Besonderes Augenmerk ist auf die Sicherung von Kontaktspuren an Personen und Leichen zu richten. Hierzu sollte zunächst ein möglichst frühes Abkleben aller unbekleideten Bereiche (Hände, Arme, Gesicht) erfolgen, bei Personen (Tatverdächtigen, Opfern oder sonstigen Beteiligten) soweit möglich noch vor dem Verlassen des bzw. dem Abtransport vom Tatort.


			Bei Leichen sollte dies unbedingt vor Inaugenscheinnahme und damit verbundener (Lage-)Veränderung durch einen Mediziner abgeschlossen sein.


			**Man muss dem Kriminalisten einer Morduntersuchungskommission auf Grund seiner hohen Qualifikation (und diese muss auf Grund der Ausbildungsstandards in der Bundesrepublik zum gegenwärtigen Zeitpunkt im hohen Maße angezweifelt werden) zugestehen, bei Offensichtlichkeit des Todes (Leichenflecken, Totenstarre, Autolyse, Fäulniserscheinungen, Dekomposition), also dann, wenn ärztliche Hilfsmaßnahmen von vornherein ausgeschlossen werden können, den Einsatzzeitpunkt des Arztes festzulegen!**


			An Tatorten, an denen Blut geflossen ist, kann das Vorhandensein latenter Blutspuren nie ausgeschlossen werden. Deren Suche und Sicherung erfordert einen besonderen Aufwand. Durch den notwendigen Einsatz chemischer Mittel, die mit anderen Spuren interagieren können, ist die Suche und Sicherung latenter Blutspuren erst nach Abschluss der übrigen Spurensuche durchzuführen.


			Die große Aussagekraft daktyloskopischer Spuren bei einem vergleichsweise geringen Untersuchungsaufwand begründen deren hohen kriminalistischen Stellenwert. Aus diesem Grund werden sie in einem besonderen Kapitel explizit behandelt.


		




		

			6. Spuren – Komplexität von Vergleichsmaterial


			Das Ergebnis vergleichender kriminaltechnischer Untersuchungen hängt nicht nur von der Qualität und Beschaffenheit der Spuren, sondern nicht unerheblich auch vom Umfang und Qualität der zur Verfügung stehenden Vergleichmaterialien (Untersuchungsmaterial, mit gleichen Gruppenmerkmalen, wie die entsprechende Spur, das für die Feststellung oder den Ausschluss einer Identität im Prozess der kriminalistischen Identifizierung erforderlich ist.


			Vergleichsmaterial wird meist im Ergebnis der Hinweise aus der Spurenauswertung oder aus entsprechenden Sammlungen gewonnen) ab.


			**Achtung: strikte Trennung von Spuren- und Vergleichsmaterial! Das gilt sowohl während des Transports, der Aufbewahrung und während der Untersuchung selbst.**


			Weitere wichtige zu beachtende Aspekte sind:


			

					die Eindeutigkeit der Herkunft des Vergleichsmaterials


			


			

					seine Zweckbestimmtheit


			


			

					die ausreichende Menge und Qualität


			


			

					die Vergleichbarkeit


			


			

					seine relative Unveränderlichkeit


			


			

					seine Vollständigkeit


			


			Damit die Eindeutigkeit der Herkunft nachgewiesen wird, ist die exakte Bezeichnung des Objekts, von dem das Vergleichsmaterial stammt, erforderlich.


			So muss z.B. die Identität einer Person, von der Vergleichsmaterial gesichert wird, feststehen.


			Mit der Zweckbestimmtheit des Vergleichsmaterials wird ausgedrückt, dass nur das Material gesichert wird, das für das Erreichen des spezifischen und exakt zu formulierenden Untersuchungsziels benötigt wird und das am besten für die entsprechenden vergleichenden Untersuchungen geeignet ist.


			Die Möglichkeit der Sicherung in ausreichender Menge und Qualität ist nicht immer vom Kriminalisten beeinflussbar. Als allgemeine Regel gilt, dass nie weniger Vergleichs- als Spurenmaterial zu sichern ist und dass die Menge des Vergleichsmaterials um so größer sein sollte, je geringer die des Spurenmaterials ist.


			Die Vergleichbarkeit erfordert, dass bei der Schaffung von Vergleichsmaterial darauf geachtet wird, dass dabei Bedingungen herrschen, die denen zum Zeitpunkt der Spurenentstehung weitgehend analog sind.


			Die Unveränderlichkeit des Vergleichsmaterials erfordert die Anwendung solcher Mittel und Verfahren, die zu seiner dauerhaften Fixierung bzw. Konservierung geeignet sind. Beeinträchtigungen z.B. durch Austrocknung und damit zusammenhängende Größenveränderungen sowie Veränderungen infolge von Belichtung, Oxidation, Fäulnisbildung u.ä. Müssen vermieden werden.


			Die Forderung nach Vollständigkeit des Vergleichsmaterials verlangt, dass ausgehend vom komplexen Zusammenhang und der gegenseitigen Bedingtheit der verschiedenen Elemente eines kriminalistisch relevanten Ereignisses die Erscheinungen am Ereignisort als mögliches Vergleichsmaterial in dem Umfang in die Überlegungen einbezogen werden, wie sie als mögliche Ursachen, Bedingungen oder Folgen kriminalistisch relevanter Erscheinungen in Betracht kommen.


			Je vollständiger das Vergleichsmaterial ist, um so eindeutigere Aussagen sind dabei möglich.


			Eine Besonderheit stellt die Entnahme von daktyloskopischem Vergleichsmaterial von Toten dar:


			Das anzuwendende Verfahren hängt wesentlich von der Zerstörung, insbesondere Fäulnis, der zu daktyloskopierenden Körperteile ab.


			In fast allen Fällen der Leichendaktyloskopie ist die Klebebandmethode günstig anwendbar. Die mit Ruß oder Manifer mittels Wattebausch eingeschwärzten Papillarleistenpartien werden mit leichtem Druck an die Klebeseite gebracht, an dem die Pulverpartikel haften bleiben.


			Bei Anfängen von Waschhautbildung empfiehlt sich gründliches Säubern und Trocknen der entsprechenden Partien, das Einschwärzen mit Ruß und die Abdrucknahme im Totenlöffel. Flüssigkeitspolster und Hautfaltungen sind wegzudrücken.


			Bei sich lösender Waschhaut hat sich zur Stabilisierung die Unterspritzung mit Paraffin bewährt. Auch das Abtrennen der Oberhaut von der Keimschicht und die Abnahme des Abdrucks von der Oberhaut nach Pulvereinschwärzung kann empfohlen werden.


			Mumifizierte Leichenhände werden 48 Stunden in einer 3%-igen Natriumsulfatlösung gewässert und danach mit Silikonpasten daktyloskopiert.


		




		

			7. Vernehmung von Beschuldigten/Zeugen im Rahmen des „Ersten Angriffs“


			Als Vernehmung im kriminalistischen Sinne versteht man die Befragung einer Person zu einem strafrechtlich relevanten Sachverhalt. Dabei unterscheiden sich Beschuldigten- und Zeugenvernehmung nicht grundlegend voneinander.


			Die Vernehmung ist eine spezielle Art der Befragung, die nicht nur allgemein dem Informationsgewinn, sondern ihrem Kern nach der Ausschöpfung der Zeugen und Beschuldigten als Beweisquellen dient, d.h. der Aktivierung der Beweismittel Zeugenaussage und Beschuldigtenaussage.


			Während die Befragung nicht an rechtliche Kompetenzen gebunden ist, können Vernehmungen nur von solchen Personen durchgeführt werden, die hierfür gesetzlich legitimiert sind.


			Das Ziel der Vernehmung ist die Gewinnung wahrheitsgemäßer Aussagen über die Umstände, die für die Aufklärung und die Feststellung der strafrechtlichen Verantwortlichkeit bedeutungsvoll sein können.


			Gem. § 58 StPO gilt das Prinzip der Einzelvernehmung. Die Aufzeichnung auf Bild-Ton-Träger ist gem. § 58a StPO erlaubt.


			Die Vernehmung Minderjähriger ist besonders sorgfältig vorzubereiten, damit das Ermittlungsziel möglichst in einer einmaligen umfassenden Vernehmung erreicht werden kann. Wiederholte Vernehmungen können zu Aussageverfälschungen führen.


			Minderjährige sind grundsätzlich allein zu vernehmen, da die Anwesenheit Dritter die Wahrheitsfindung erschweren kann.


			Erziehungsberechtigte haben kein Recht auf Anwesenheit bei der Vernehmung eines Minderjährigen.


			Die Feststellung der Personalien steht am Anfang der Zeugenvernehmung.


			Sie dient vor allem dem Zweck, Personenverwechselungen zu vermeiden, soll aber auch eine verlässliche Grundlage für die Beurteilung der Glaubwürdigkeit schaffen, insbesondere den Beteiligten die Einholung von Erkundigungen ermöglichen.


			Der Zeuge ist verpflichtet, die Personalien anzugeben, auch wenn er von einem Zeugnisverweigerungsrecht Gebrauch macht. (Vernehmung zur Person gem. §68 StPO)


			Die Vernehmung zur Sache besteht aus der Entgegennahme von Erklärungen des Zeugen, und zwar zunächst in Berichtsform, danach auf weitere Befragung.


			Diese Teilung in Bericht und Verhör ist in der Hauptverhandlung zwingend, sollte aber ebenfalls Grundsatz der polizeilichen Vernehmung sein. (Vernehmung zur Sache gem. §69 StPO)


			**Achtung: Selbst bei optimaler Professionalität des Vernehmenden sind den Vernehmungen gewichtige Unsicherheitsfaktoren immanent:


			Die bewussten und/oder unbewussten Fehlleistungen des Faktors „Mensch“ und seiner Erinnerung.**


			Das menschliche Gehirn speichert Informationen nicht gebündelt und unveränderbar gesichert ab. Wissen und Wahrgenommenes sind keine Computerdateien.


			Zur Beurteilung der Qualität und Aussagekraft einer Äußerung bzw. Vernehmung ist es erforderlich, die Grundzüge der Informationsaufnahme, -speicherung und -wiedergabe zu kennen.


			Etwa zwei Drittel der vorhandenen und wahrnehmbaren Informationen werden auch tatsächlich wahrgenommen, und nur ein Drittel kann später noch reproduziert werden.


			(Zeugen-)Aussagen sind zwar das häufigste, aber zugleich auch das unzuverlässigste Beweismittel im Ermittlungs- und Strafverfahren; ihr Zustandekommen und ihre Leistungsgrenzen muss der Vernehmende kennen und sich stets vor Augen halten.


			Dieser Unsicherheit muss daher – soweit wie möglich – mit einer ständigen Objektivierung der Aussage begegnet werden.


			7.1. Fehlerquellen bei der Wahrnehmung


			Bei der Wahrnehmung bedarf es zunächst eines Auslöseanreizes, der überhaupt dazu führt, dass (irgend-)etwas wahrgenommen wird. Hier sind zunächst insbesondere die biologischen Möglichkeiten unserer Sinnesorgane zu berücksichtigen, die einer Wahrnehmungsmöglichkeit natürliche Grenzen setzen.


			Hierzu zählen neben sensorischen, physikalischen und sozialen Wahrnehmungsbedingungen insbesondere die Wahrnehmungsdauer, die vorhandene Aufmerksamkeit und der Wahrnehmungskontext.


			Ein Beispiel soll dies veranschaulichen:


			Wird ein Zeuge mit einer Waffe bedroht oder gar angegriffen, fokussiert sich seine Wahrnehmung auf die (Mündung der) Waffe. Er wird selten in der Lage sein, eine brauchbare Personenbeschreibung abzugeben oder ein vernünftiges Phantombild erstellen zu lassen.


			Darüber hinaus ist die Wahrnehmung bzw. sind die etwa 60%, die wir von einem tatsächlichen Geschehen aufnehmen, höchst individuell und selektiv.


			**Achtung: Es muss dem Vernehmenden klar sein, dass niemand etwas wahrgenommen haben muss!**


			Bereits bei der Wahrnehmung wird die Information selektiert, interpretiert und nach gewissen Schemata aufgenommen.


			Auch hier soll ein Beispiel das Gesagte untermauern:


			Ein Polizeibeamter, der zu einem Verstorbenen kommt, achtet auf völlig andere Dinge … Hinweise auf ein Fremdverschulden/ Tatgeschehen/ Opfer/ Tatwerkzeug/ Täterhinweise … als etwa die trauernden Hinterbliebenen oder der später eintreffende Bestatter.


			Unbeschadet der dargestellten Unzulänglichkeiten muss der Vernehmende sich die Möglichkeit und Problematik sogenannter Wahrnehmungsverzerrungen vergegenwärtigen: Sachverhalte werden häufig so wahrgenommen, wie man sie sehen will. Wissenschaftliche Untersuchungen belegen dieses Phänomen eindrucksvoll.


			Ein typisches Beispiel ist der sogenannte Knallzeuge:


			Jemand steht mit dem Rücken zu einer Straßenkreuzung, auf der ein Unfall passiert. Er hört den Knall des Zusammenstoßes, dreht sich um und erfasst erst jetzt die Information als Ganzes. Bei der folgenden Befragung erzählt er bis ins Detail, wie es zu diesem Unfall kam, wer welche Schuld hat, wie schnell die Beteiligten fuhren etc.


			7.2. Suggestivfragen


			Eine besondere Problematik stellen die (unzulässigen) Suggestivfragen innerhalb eine Befragung/Vernehmung dar:


			Durch Suggestivfragen wird die Auskunftsperson im Rahmen der Vernehmung/des Verhörs durch unzulässige Beeinflussung in eine bestimmte Richtung gelenkt. Werden der Auskunftsperson Teile der Antwort nahe gelegt, so spricht man von Suggestivfragen. Inhalte, die bereits im freien Bericht erwähnt wurden, dürfen verwendet werden, nicht aber neue Fakten oder Emotionen, die die Aussageperson in der Aussagebereitschaft oder -freiheit beeinträchtigen. Suggestiv fragen heißt, eine Frage nicht neutral zu formulieren, Wertungen und Erwartungen in die Frage einbinden oder einen Umstand (der vielleicht dem Vernehmungsbeamten bekannt ist) vorgeben, den die Auskunftsperson so nicht angegeben hätte. Diese Art der Befragung ist grundsätzlich nicht zulässig, da die Glaubhaftigkeit der Aussage durch den Beamten beeinflusst wird und somit nicht mehr der Erinnerung der Auskunftsperson entspricht. Dies führt häufig zur Nicht-Verwertbarkeit vor Gericht. Suggestivfragen sind unzulässig, wenn Unwahrheiten enthalten sind. Suggestivfragen sind aber zulässig, wenn es der Wahrheitsfindung dient, um beispielsweise zu testen, wie leicht die Auskunftsperson zu beeinflussen ist.


			Beispiele:


			„Sind Sie nicht auch der Meinung, dass der Täter niemals in 10 Minuten vom Bahnhof zur Rosenstraße hätte gelangen können?“


			„Handelte es sich bei dem Fluchtwagen um einen blauen Ford Kombi?“


			„Das Opfer hat dann sicher um Hilfe gerufen?“


			7.3. Falsche Geständnisse


			Bei einer Beschuldigtenvernehmung muss der Vernehmer mit falschen Geständnissen rechnen. Die Auffassung, dass der normale Mensch durch ein falsches Geständnis (zumal im Zusammenhang mit einem Kapitalverbrechen) sich selbst schaden würde und demzufolge Geständnisse in aller Regel (bis auf pathologische Ausnahmen, vornehmlich bei depressiven Zuständen) der Wahrheit entsprächen, ist nicht selten zu beobachten.


			Diese zunächst plausibel erscheinende psychologische Erwägung, von der man geneigt ist bei der Beurteilung eines Geständnisses auszugehen, vermag jedoch nicht die ganze Kompliziertheit der Motivation menschlichen Handelns widerzuspiegeln und ist deshalb in dieser Absolutheit falsch!


			Der tasächliche oder vermeintliche Vorteil aus einem falschen Geständnis kann in den Augen eines Beschuldigten den Schaden, den dieses Geständnis mit sich bringt, weit überwiegen, so dass er das „kleinere Übel“ wählt.


			Da die Antriebe zur Selbstbezichtigung überaus verschiedenartig sein können, sollen an dieser Stelle nur einige typische genannt werden:


			

					Nicht selten erscheint als Motiv der Selbstbeschuldigung das Bemühen, eine Bestrafung des tatsächlich Schuldigen abzuwenden.
Es bildet sich entweder unter dem Einfluss verwandschaftlicher oder freundschaftlicher Beziehungen heraus oder wird von bestimmten Gruppeninteressen diktiert. Es kann auch durch Drohungen oder andere Einwirkungen interessierter Personen auf von ihnen abhängige Personen entstehen.


			


			

					Das falsche Geständnis kann auch von dem Bestreben des Beschuldigten diktiert sein, der Verantwortung für ein schwereres Verbrechen zu entgehen.


			


			

					Eine weitere Gruppe von Motiven der Selbstbeschuldigung fällt unter das Bestreben, irgendwelche Vorteile von der Person zu erhalten, die die Untersuchung und Verhandlung der Strafsache durchführt (das wird zuweilen sowohl durch falsche wie auch reale Versprechen gefördert).
Falsche Geständnisse sind schon abgegeben worden, nur um in den Genuss von Zigaretten zu gelangen.


			


			

					Auch die Renommiersucht (insbesondere bei Jugendlichen) kann eine gewisse Rolle bei der Abgabe falscher Geständnisse bilden.


			


			

					Bekannt sind ferner Fälle der Selbstbeschuldigung, die von dem Wunsch hervorgerufen werden, die sich in die Länge ziehenden Ermittlungen abzukürzen, wenn der Beschuldigte den Glauben an die Möglichkeit verloren hat, seine Schuldlosigkeit unter Beweis zu stellen, und mit der Ungewissheit der Situation ein Ende machen will.


			


			

					Schließlich kann sich ein Mensch, der eine Schuld eingesteht, auch ehrlich irren. Solche Umstände können im Verfahren wegen fahrlässiger Straftaten auftreten, wenn dem Beschuldigten genügend plausibel gemacht wird, dass nur er als Täter in Frage kommt, oder auch in Fällen, in denen der Beschuldigte in bezug auf das Vorliegen und die Bedeutung von Umständen, die seine Schuld ausschließen (Notwehr, Notstand), nicht informiert ist.


			


			Für ein echtes Geständnis spricht:


			

					die Übereinstimmung mit der sonstigen Beweislage


			


			

					die im Geständnis enthaltene Darlegung von Fakten, die nur dem Täter bekannt sein können (sogenanntes Täterwissen)


			


			

					die Übermittlung von Informationen, die dem Vernehmenden bisher nicht bekannt waren, aber auch solche, von denen der Beschuldigte nicht weiß oder nicht annimmt, dass sie dem Vernehmenden bereits bekannt sind


			


			

					die Überprüfbarkeit der Angaben


			


			

					die widerspruchsfreie Übereinstimmung zwischen objektivem und subjektivem Tatbestand.


			


		




		

			8. Thanatologie


			Es ist ein weit verbreiterter Irrtum in der Öffentlichkeit, dass die Arbeit der Rechtsmedizin auf Todesfälle als Folge von Gewalteinwirkung (Mord, Totschlag, Körperverletzung mit Todesfolge) begrenzt ist.


			Alle Fragen im Zusammenhang mit dem Todeseintritt, also Vorgeschichte, Umstände des Todeseintritts, Leichenschau und Obduktion, weiterführende Untersuchungen u.a. zur Feststellung von Leichenliegezeit, Identität, Todesursache und Todesart sind ein zentrales Arbeitsgebiet der Rechtsmedizin, zusammengefasst unter dem Begriff - Thanatologie -.


			

					Thanatologie, Lehre vom Wesen und den Ursachen des Todes.
Forensische Thanatologie ist die Lehre vom Eintritt des Todes (klinischer Tod, Individualtod, biologischer Tod) und der dabei ablaufenden Phasen (Sterbephase, intermediäres Leben, Zelltod) mit ihren physikalisch und chemisch fassbaren Erscheinungen (vital, supravital, post mortal) unter Berücksichtigung rechtserheblicher Fragestellung zur Aufklärung des Todes unter verdächtigen Umständen und beinhaltet im wesentlichen die Komplexe Todesfeststellung, Todesart, Todesursache, Leichenerscheinungen, Todeszeitschätzung, Liegezeitbestimmung, Identifikation, sowie Rechtsfragen der Leichenschau und der Leichenöffnung.


			


			Pro Jahr sterben in der Bundesrepublik Deutschland ca. 850.000 Menschen, davon etwa die Hälfte in Kliniken und ein Fünftel in Heimen. Zuverlässige Zahlen darüber, wie viele Menschen zu Hause oder in der Öffentlichkeit sterben, liegen nicht vor.


			Die amtliche Todesursachenstatistik gibt ca. 4 – 6% nichtnatürliche Todesfälle an (auffallend viele vor dem 40. Lebensjahr). Angesichts der Fehlerquote bei der Erfassung der Todesursache und der Todesart (dafür verantwortlich sind die hinzugezogenen Ärzte und ggf. die ermittelnden Polizeibeamten) ist davon auszugehen, dass die nichtnatürlichen Todesfälle in der Statistik unterrepräsentiert sind. Damit sind jedoch nicht nur Tötungsdelikte gemeint, deren sog. Dunkelziffer schwer abzuschätzen ist.


			8.1. Agonie


			Dem Tod des Organismus geht eine Sterbephase voraus, die zum Verlust der integrierenden und koordinierenden Funktionen lebenswichtiger Organe bzw. Organsysteme führt.


			Im Vordergrund steht dabei der Zusammenbruch des Herz-Kreislauf-Systems, der Atemtätigkeit und des zentralen Nervensystems (ZNS). Dem Prozess des Sterbens können damit unterschiedlich lange Agoniephasen entsprechen. Die Agoniephase kann Sekunden bis Stunden dauern.


			

					Agonie, Zustand kurz vor dem Eintritt des klinischen Todes (>Tod) mit zunehmender Verschlechterung der lebenswichtigen Funktionen.
Nicht selten kehren Personen aus dem Zustand scheinbarer Agonie zurück ins Leben.


			


			8.2. Phasen des Sterbens


			

					Ultrakurze bzw. fehlende Agonie


			


			Sog. Krönlein-Schuss mit sofortiger Exenteration des Gehirns; Zertrümmerung des Organismus bei Überrollen durch ein Schienenfahrzeug, Explosionen mit Zerreißung des Organismus.


			

					Kurze Agonie


			


			Nur kurz überlebbare Funktionsstörungen wie eine ausgedehnte hypertone Massenblutung, Perikardtamponade, Verbluten nach Innen bei rupturiertem Aortenaneurysma.


			

					Lange Agonie


			


			Chronische Erkrankungen wie sich entwickelnde Sepsis; Tumorleiden mit im Finalstadium absehbarem Todeseintritt; blasse, spitze Nase, eingesunkene Augen und Wangen, grau-blasse Haut, Kaltschweißigkeit (sog. Facies hippocratica)


			**Achtung: Bereits in der agonischen Phase kann es zur Eiablage durch Fliegen kommen. Die daraus gezogenen Schlussfolgerungen bezüglich der Todeszeitbestimmung müssen besonders auch diesen Aspekt beachten!**


			Je nach Todesursache sind (noch) vitale Reaktionen des Organismus zu erwarten bzw. eine Reaktion der lebenswichtigen Organsysteme.


			So kommt es beim allmählichen Verbluten zu einer Zentralisation des Blutkreislaufes mit Absinken des Blutdruckes und Anstieg der Herzfrequenz (Hypertonie; Tachykardie; Schocksymptomatik).


			Am Ende der Agoniephase steht der klinische Tod (Herzstillstand). Der Tod des Menschen als Person (Individualtod) wird festgestellt durch Veränderungen, wie sie nur nach irreversiblem Herz-Kreislauf- und Atemstillstand möglich sind (sichere Todeszeichen: Totenflecke, Totenstarre, Fäulnis/Verwesung; nicht mit dem Leben vereinbare Verletzungen; nachweis des Hirntodes entsprechend den Richtlinien der Bundesärztekammer).


			(siehe auch entsprechende Ausführungen)


			8.3. Todesdefinitionen


			8.3.1. Klinischer Tod


			auch Herztod (atria mortis) oder Herz-Kreislauf-Tod, beschreibt den Stillstand des Herz-Kreislaufsystems und der Atmung, einen gegebenenfalls reversiblen Zustand.


			Bei erfolgreicher Wiederbelebung kann vollständige und folgenlose Wiederherstellung des Betroffenen erfolgen.


			8.3.2. Hirntod


			Weltweit werden unterschiedliche Hirntodkonzepte vertreten.


			In Deutschland wird vom Gesamthirntod (siehe auch Transplantationsgesetz § 3 Abs. 2 TPG) ausgegangen, d.h. Dem irreversiblen Absterben von Großhirn, Kleinhirn und Hirnstamm.


			Der Gesamthirntod wird als irreversibler Verlust aller Hirnfunktionen definiert, während Teilhirntod lediglich den irreversiblen Verlust des Großhirns oder des Hirnstamms beschreibt.


			8.3.3. Individualtod


			Mit dem Individualtod enden die Rechtsfähigkeit des Menschen und sein Dasein als eigenständigen, lebendiges Individuum.


			Beim Vorliegen sicherer äußerer Todeszeichen ist der Sterbeprozess unumkehrbar in den Individualtod des Menschen übergegangen.


			Eine Wiederbelebung ist nicht möglich.


			8.3.4. Biologischer Tod


			Dem biologischen oder auch totalen Tod geht eine Zeitspanne voraus, die als intermediäres Leben bezeichnet wird (Auslösen von supravitalen Reaktionen, wie Muskelkontraktionen oder pharmakologischen Effekten, möglich).


			Zentrale Regulationsmechanismen bestehen während der Phase des intermediären Lebens aber unumkehrbar nicht mehr.


			Der biologische Tod bezeichnet das Absterben der letzten Zelle eines menschlichen Organismus und damit das Ende des Sterbeprozesses. (Supravitale Zeichen siehe gesonderten Abschnitt)


			8.3.5. Vita minima, Vita reducta


			

					Vita minima bzw. Vita reducta, Zustände, bei denen die üblicherweise festellbaren Lebenszeichen (Atmung, erhaltene Herz-Kreislauf-Funktionen) als Folge einer Dysregulation des Organismus auf ein Minimum reduziert sein können, so dass ihre noch erhaltene Restfunktion bei unzureichender Untersuchung nicht registriert wird.


			


			Vor dem Ausstellen einer Todesbescheinigung bzw. eines Leichenschauscheines ist der sichere Tod eines Menschen ärztlich festzustellen.


			**Achtung: Die strafprozesslich geforderte Hinzuziehung eines Arztes (Feststellung des Todes, gegebenenfalls des Todeszeitpunktes etc.) hat aus kriminalistischer Sicht (leider) häufig zur Folge, dass durch die äußere Besichtigung und Untersuchung des Opfers durch den Arzt am Ereignisort erhebliche Störgrößen auf das Spurenpotential sowohl im Mikro- als auch im Makrobereich einwirken (können).
Dadurch setzt die staatsanwaltliche Leichenschau, die in der Regel von den vor Ort tätigen Kriminalisten stellvertretend vorgenommen werden muss, erst nach der Freigabe durch den Arzt ein.
Man muss dem Kriminalisten einer Morduntersuchungskommission auf Grund seiner hohen Qualifikation (und diese muss auf Grund der Ausbildungsstandards in der Bundesrepublik zum gegenwärtigen Zeitpunkt im hohen Maße angezweifelt werden) zugestehen, bei Offensichtlichkeit des Todes (Leichenflecken, Totenstarre, Autolyse, Fäulniserscheinungen, Dekomposition), also dann, wenn ärztliche Hilfsmaßnahmen von vornherein ausgeschlossen werden können, den Einsatzzeitpunkt des Arztes festzulegen!
Die Zusammenarbeit zwischen Kriminalist und Arzt muss deshalb vor allem den tatsächlichen Bedingungen am Ereignisort Rechnung tragen.**


			Dazu bedarf es des Nachweises sicher Todeszeichen (Totenflecken, Totenstarre, Fäulnis/Verwesung). Derartige sicher Todeszeichen (werden in einem eigenen Abschnitt behandelt) fehlen in der Phase einer Vita minima bzw. Vita reducta (sog. Scheintod).


			Bei klinisch nicht nachweisbaren Lebensäußerungen (Atmung, Herz-Kreislauf-System) und gleichzeitig fehlenden sicheren Todeszeichen muss an das Phänomen des sogenannten Scheintodes gedacht werden. Vorrangig ist dann eine EEG-Kontrolle anzustreben. Häufiges Auftreten des sog. Scheintodes: Unterkühlung im Eiswasser, Intoxikationen.


			Unsichere Todeszeichen sind:


			

					fehlende Reflexe,


					fehlende Atmung,


					fehlende Herztätigkeit,


					weite, lichtstarre Pupillen,


					abgesunkene Körperkerntemperatur.


			


			Diese unsicheren Todeszeichen dürfen nie zur Attestierung des Todes führen.


			**Achtung: Bei Unterkühlung darf die Kältestarre nicht mit der Totenstarre verwechselt werden.**


			Die Ursachen, die zu einer Vita reducta führen können, sind in der AEIOU-Regel genannt:


			A = Alkohol, Anämie, Anoxämie


			E = Elektrizität, auch Blitzschlag


			I = Injury (Schädel-Hirn-Trauma)


			O = Opium, Betäubungsmittel, zentral wirksame Medikamente


			U = Urämie (metabolische Komata), Unterkühlung


			Wird nach unzureichender Untersuchung fälschlicherweise eine Todesbescheinigung bzw. ein Leichenschauschein ausgestellt, so handelt es sich immer um einen Verstoß gegen anerkannte Regeln der ärztlichen Sorgfalt bei der Todesfeststellung.


		




		

			9. Natürlicher und/oder unnatürlicher Tod


			Auf der Grundlage der ärztlichen Leichenschau erfolgt die Protokollierung der Todesfeststellung durch Ausfertigung einer Todesbescheinigung.


			In diesem Formular sind die Angaben zur Identität, zum Sterbeort, zur Sterbezeit und den Festlegungen im Rahmen der Leichenschau (sichere Todeszeichen – siehe dort) und weitere Angaben zu tätigen.


			Kernpunkt der Todesbescheinigung ist die Darlegung der Todesursache und darüber die Einordnung der Todesart als natürlich, nicht natürlich oder ungeklärt. Oft macht diese eingeforderte Typisierung der Todesart Probleme, da das Verständnis über die Begrifflichkeiten nicht immer präzise vorhanden bzw. fallspezifisch erfasst werden kann.


			Der Begriff „Todesart“ hat im Kern eine juristisch-organisatorische Bedeutung. Aus der Zuordnung eines Todesfalls zu einer „Todesart“ ergibt sich, ob eine Mitteilung an die Polizei erfolgen muss oder nicht. Die Kategorisierung eines Sterbefalls zu einer der drei Todesarten hat der Leichenschauarzt/-ärztin vorzunehmen. Aus dieser Einordnung erwächst eine wesentliche Weichenstellung für das weitere Vorgehen.


			

					Todesart „natürlich“


			


			

					Tod als Folge einer bekannten inneren Krankheit, die ärztlich behandelt wurde, durch die das Ableben vorhersehbar war.


					Völlig unabhängig von rechtlich bedeutsamen Faktoren.


					**Keine Meldepflicht** gegenüber der Polizei oder Staatsanwaltschaft!


			


			

					Todesart „ungeklärt“


			


			

					Tod als Folge von Geschehnissen bzw. Einflüssen, die bei der Leichenschau nicht aufklärbar sind.


					Es bleibt ungeklärt, ob ein natürlicher oder nicht natürlicher Tod vorliegt.
Die Todesursache ist zumeist ebenfalls nicht einschätzbar.


					**Meldepflicht** gegenüber der Polizei oder Staatsanwaltschaft!


			


			

					Todesart „nicht natürlich“ (auch bei kleinsten Anhaltspunkten)


			


			

					Tod als Folge eines von außen verursachten, ausgelösten oder beeinflussten Geschehens:
Unfall, Suizid, Tod durch eine strafbare Handlung oder sonstige Gewalteinwirkung.


					**Meldepflicht** gegenüber der Polizei oder Staatsanwaltschaft!


			


			„Anhaltspunkte für einen nicht natürlichen Tod“ bedeutet im juristischen Sprachgebrauch, dass weitaus geringere Hinweise erforderlich sind als bei einem „Verdacht“.


			Streng genommen sind „Anhaltspunkte“ bereits dann gegeben, wenn der Todeseintritt durch eine natürliche Erkrankung nicht zwingend erklärt werden kann.


			Dabei ist zu beachten, dass auch der Tod von Schwerstkranken a priori nicht als „natürlich“ eingeschätzt werden kann. (Auch deshalb die Forderung des Autors, dass bei Erkennbarkeit sicherer Todeszeichen erst ein erfahrener Kriminalist Zugang zum Leichnam haben sollte!)


			Wenn notwendige Medikamente (z.B. Insulin) nicht verabreicht wurden oder es zu Behandlungsfehlern kam, ist der krankheitsbedingte Todeseintritt nicht unabhängig von rechtlich bedeutsamen Faktoren. Auch an „Tod durch fremde Hand“ muss gedacht werden (im Sinne des Ausschlusses).


			Somit darf keine „natürliche“ Todesart attestiert werden.


			9.1. Klassifizierung der Todesart – der rechtliche Blick


			Ungeklärt ist ein Sterbefall, wenn der Arzt oder die Ärztin nicht sicher beurteilen kann, ob der Tod auf natürliche Weise oder auf nicht natürliche Weise eingetreten ist. Der Begriff „ungeklärt“ zielt dabei also auf die Todesart (natürlich oder nicht natürlich) ab und nicht auf die Todesursache.


			Somit ist grundsätzlich noch nicht allein deshalb auf „ungeklärt“ zu entscheiden, weil nicht bekannt ist, ob der Verstorbene beispielsweise einem Infarktgeschehen oder seinem Krebsleiden erlag. Es sollte hierbei aber berücksichtig werden, dass eine Aussage über die Todesart häufig nur schwer zu treffen ist, wenn keinerlei Anhaltspunkte bezüglich der Todesursache vorliegen. Diese Umstände führen dazu, dass insbesondere Notärzte überwiegend eine ungeklärte Todesart bescheinigen, was nur zu befürworten ist.


			Unter nicht natürlichem Tod versteht man neben Tötungsdelikten beispielsweise auch Suizide und tödliche Unglücksfälle. Auch der Tod nach Krankheit oder einer Operation stellt einen nicht natürlichen Tod dar, sofern ein Behandlungsfehler vorliegt.


			Insbesondere wenn es um die Beurteilung eines Unglücksfalles geht, treten häufig Fehler bei der Klassifizierung der Todesart auf. So ist nicht selten zu beobachten, dass ein alter Mensch (nach WHO-Definition älter als 75 Jahre) nach einem Sturz, durch den es zu einem Oberschenkelhalsbruch mit anschließender Operation kam, mehrere Wochen später im Krankenhaus verstirbt. Die Ursache des Todes ist hier primär häufig die Lungenentzündung oder die Herzinsuffizienz. Es wird dann oftmals vor diesem Hintergrund ein natürlicher Tod bescheinigt, ohne dabei zu berücksichtigen, dass es zu dem schicksalhaften Verlauf im Krankenhaus ohne den vorangegangenen Sturz möglicherweise gar nicht gekommen wäre. Insofern dürfte in derartigen Fällen fast regelmäßig eine Kausalität zwischen Unglücksfall und dem später eingetretenen Tod nicht sicher zu verneinen sein und ein nicht natürlicher Tod wäre infolge dessen zu testieren.


			Durch die zuständige Kriminalpolizeidienststelle wird in den Fällen der ungeklärten oder nicht natürlichen Todesart, sowie beim Auffinden eines unbekannten Toten der Ereignisort aufgesucht. Ziel ist es, mittels objektiver und subjektiver Ermittlungsarbeit, die Umstände des Todes aufzuhellen und den Verdacht einer Straftat entweder zu verifizieren oder zu falsifizieren.


			Als „objektiv“ bezeichnet man alle Feststellungen, die vom Ermittlungsbeamten selbst wahrgenommen werden, als „subjektiv“ die Angaben Dritter, deren Wahrheitsgehalt nicht gleich nachzuvollziehen ist.


			9.2. Klassifizierung der Todesart – der medizinische Blick


			Der natürliche Tod stellt die Beendigung der Lebensfunktion des menschlichen Organismus durch krankhafte und altersbedingte Veränderungen dar.


			Pathologische Zustandsbilder sind häufig kombiniert mit Alterungsprozessen. So verkleinern sich die Zellen der Organe, die Elastizität sowie Konzentrationsfähigkeit der Muskulatur nimmt erheblich ab. Die Knochen verlieren weitgehend an Elastizität und werden zunehmend bruchanfällig. Infolgedessen erliegt der alternde Körper häufig einer Erkrankung, die er im jugendlichen Zustand schnell überwunden haben würde.


			Problematischer wird die Diagnose allerdings beim plötzlichen natürlichen Tod. Dabei erfasst man solche Ereignisse, bei denen der Todeseintritt aus anscheinend voller Gesundheit oder nach kurz andauernder Krankheit überraschend erfolgt. Der Tod kann ohne jeden äußeren Anlass oder nach geringfügigen, harmlosen, kleinsten Mehrbelastungen eintreten.


			Die Ursachen für den plötzlichen Tod aus natürlicher Ursache können sowohl in latent gebliebenen, nicht bemerkten pathologischen Veränderungen des Organismus als auch in bestimmten konstitutionellen oder besonderen disponierenden Zuständen liegen.


			Die anfängliche Unerklärbarkeit des tödlichen Geschehens löst aber nicht selten den Verdacht eines nicht natürlichen Todes und damit kriminalistische Relevanz aus. Das ist umso eher der Fall, je deutlicher besondere Nebenumstände (z.B. Schwangerschaft, agonale Verletzungen) eine derartige Denkrichtung begünstigen.
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